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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes für Bürgerbeteiligung und vereinfachte Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheide in Schleswig-Holsteins Gemeinden und Kreisen 
(Gesetz zur Stärkung der kommunalen Bürgerbeteiligung) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW 
Drucksache 18/310 

 

 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
15. November 2012 überwiesenen Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW zur Stärkung der kommuna-
len Bürgerbeteiligung, Drucksache 18/310, in mehreren Sitzungen befasst und eine 
schriftliche und mündliche Anhörung durchgeführt. Er schloss seine Beratungen in 
seiner Sitzung am 13. Februar 2013 ab. 

Mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und SSW gegen 
die Stimmen von CDU und FDP empfiehlt er dem Landtag die Annahme des Ge-
setzentwurfs in der Fassung der rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstel-
lung. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch Fettdruck 
kenntlich gemacht.  

 

 

Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Gesetz für Bürgerbeteiligung und vereinfachte 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in Schles-

wig-Holsteins Gemeinden und Kreisen 
(Gesetz zur Stärkung der kommunalen Bürgerbe-

teiligung) 
 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW:  

 Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeord-

nung  

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeord-

nung 

Die Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 1. Oktober 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 696), wird wie folgt geändert:  

 Die Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 30. November 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 740), wird wie folgt 
geändert: 

1. §§ 16 a bis 16 c werden durch folgende 
§§ 16 a bis 16 g ersetzt:  

 1. §§ 16 a bis 16 c werden durch folgende 
§§ 16 a bis 16 g ersetzt: 

„§ 16 a 
Unterrichtung der Einwohne-

rinnen und Einwohner  

„§ 16 a 
Unterrichtung der Einwohne-

rinnen und Einwohner  

(1) Die Gemeinde muss die Einwohnerin-
nen und Einwohner über allgemein be-
deutsame Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft unterrichten und fördert 
das Interesse an der Selbstverwaltung.  

 unverändert 

(2) Bei wichtigen Planungen und Vorha-
ben, die von der Gemeinde durchgeführt 
werden, sollen die Einwohnerinnen und 
Einwohner möglichst frühzeitig über die 
Grundlagen, Ziele und Auswirkungen un-
terrichtet werden. Sofern dafür ein be-
sonderes Bedürfnis besteht, soll den 
Einwohnerinnen und Einwohnern allge-
mein Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
werden. Vorschriften über eine förmliche 
Beteiligung oder Anhörung bleiben unbe-
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rührt.  

(3) Die Unterrichtung kann in den Fällen, 
in denen die Gemeindevertretung oder 
ein Ausschuss entschieden hat, durch die 
Person erfolgen, die jeweils den Vorsitz 
hat. In allen anderen Fällen unterrichtet 
die Bürgermeisterin oder der Bürgermeis-
ter.  

 

(4) Die Rechte der Einwohnerinnen und 
Einwohner nach dem Gesetz über den 
Zugang zu Informationen der öffentlichen 
Verwaltung für das Land Schleswig-
Holstein (Informationszugangsgesetz -
IZG-SH) bleiben unberührt.  

 

§ 16 b  
Einwohnerversammlung  

§ 16 b  
Einwohnerversammlung 

(1) Zur Erörterung wichtiger Angelegen-
heiten der Gemeinde kann eine Ver-
sammlung von Einwohnerinnen und Ein-
wohnern einberufen werden. Sie muss 
einberufen werden, wenn die Gemeinde-
vertretung dies beschließt. Die Einberu-
fung und Leitung der Einwohnerver-
sammlung obliegt der oder dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung. Die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
nimmt an der Versammlung teil; ihr oder 
ihm ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
Versammlungen von Einwohnerinnen und 
Einwohnern können auf Teile des Ge-
meindegebiets beschränkt werden.  

 unverändert 

(2) Vorschläge und Anregungen der Ver-
sammlung von Einwohnerinnen und Ein-
wohnern müssen in einer angemessenen 
Frist von den zuständigen Organen der 
Gemeinde behandelt werden.  

 

(3) Das Nähere regelt die Hauptsatzung.   

§ 16 c  
Einwohnerfragestunde, Anhö-

rung  

§ 16 c  
Einwohnerfragestunde, Anhö-
rung und Einwohnerbefra-

gung 

(1) Die Gemeindevertretung muss bei öf-
fentlichen Sitzungen Einwohnerinnen und 
Einwohnern die Möglichkeit einräumen, 
Fragen zu Beratungsgegenständen oder 
anderen Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft zu stellen und Vorschläge 
oder Anregungen zu unterbreiten. Die 
Gemeindevertretung kann Betroffenen 
die Rechte nach Satz 1 einräumen. Die 

(1) unverändert 
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Einwohnerfragestunde ist Bestandteil der 
öffentlichen Sitzung der Gemeindevertre-
tung. Die Ausschüsse können in ihren 
Sitzungen ebenfalls eine Einwohnerfra-
gestunde durchführen.  

(2) Die Gemeindevertretung kann be-
schließen, Sachkundige sowie Einwohne-
rinnen und Einwohner, die von dem Ge-
genstand der Beratung betroffen sind, 
anzuhören. An der Beratung und Be-
schlussfassung in nichtöffentlicher Sit-
zung dürfen sie nicht teilnehmen.  

(2) unverändert 

 (3) In Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft kann eine konsultative 
Befragung der Einwohnerinnen und 
Einwohner durchgeführt werden. In 
Angelegenheiten eines Ortsteiles nach 
§ 47 a, für welche der Ortsbeirat zu-
ständig ist, kann eine auf das Gebiet 
des Ortsteils beschränkte konsultative 
Befragung der Einwohnerinnen und 
Einwohner durchgeführt werden. So-
weit anwendbar, gilt für die Durchfüh-
rung § 16 g Abs. 1 bis 7 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass an der Ein-
wohnerbefragung in Ortsteilen nur die 
im Ortsteil wohnenden Einwohnerin-
nen und Einwohner teilnahmeberech-
tigt sind und der Ortsbeirat an die Stel-
le der Gemeindevertretung tritt. Orts-
beirat und Gemeindevertretung sind 
bei ihren Entscheidungen über den 
Gegenstand der Befragung an deren 
Ergebnis nicht gebunden, haben die-
ses jedoch angemessen zu berück-
sichtigen. 

(3) Das Nähere regelt die Geschäftsord-
nung.  

(4) unverändert 

§ 16 d 
Hilfe bei Verwaltungsangele-

genheiten  

§ 16 d 
Hilfe bei Verwaltungsangele-

genheiten 

Die Gemeinden beraten im Rahmen ihrer 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkei-
ten die Einwohnerinnen und Einwohner 
und sind bei der Antragstellung für Ver-
waltungsverfahren behilflich, auch wenn 
für deren Durchführung eine andere Be-
hörde zuständig ist. Zur Rechtsberatung 
in fremden Angelegenheiten sind die 
Gemeinden nicht berechtigt.  

 unverändert 
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§ 16 e 
Anregungen und Beschwerden  

§ 16 e 
Anregungen und Beschwerden 

Die Einwohnerinnen und Einwohner ha-
ben das Recht, sich schriftlich oder zur 
Niederschrift mit Anregungen und Be-
schwerden an die Gemeindevertretung zu 
wenden. Die Zuständigkeiten der Bür-
germeisterin oder des Bürgermeisters 
werden hierdurch nicht berührt. Antrag-
stellerinnen und Antragsteller sind über 
die Stellungnahme der Gemeindevertre-
tung zu unterrichten.  

 unverändert 

§ 16 f 
Einwohnerantrag  

§ 16 f 
Einwohnerantrag 

(1) Einwohnerinnen und Einwohner; die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen beantragen, dass die Gemeindever-
tretung oder im Fall der Übertragung 
nach § 27 Abs. 1 Satz 3 der zuständige 
Ausschuss bestimmte ihr oder ihm oblie-
gende Selbstverwaltungsaufgaben berät 
und entscheidet.  

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen beantragen, dass die Gemeindever-
tretung oder im Fall der Übertragung 
nach § 27 Abs. 1 Satz 3 der zuständige 
Ausschuss bestimmte ihr oder ihm oblie-
gende Selbstverwaltungsaufgaben berät 
und entscheidet. 

(2) Der Antrag von Einwohnerinnen und 
Einwohnern muss schriftlich eingereicht 
werden. Er muss ein bestimmtes Begeh-
ren sowie eine Begründung enthalten. 
Jeder Antrag muss bis zu drei Personen 
benennen, die berechtigt sind, die Unter-
zeichnenden zu vertreten; diese sind von 
der Gemeindevertretung oder von dem 
zuständigen Ausschuss zu hören.  

(2) unverändert 

(3) Der Antrag muss von mindestens 4 % 
der Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, un-
terzeichnet sein.  

(3) Der Antrag muss in Gemeinden 

 bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 5 %,  

 bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 4,5 %, 

 bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 4 %, 

 bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 3,5 %, 

 bis zu 100 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 3 %, 

 bis zu 150 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 2,5 %, 
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 mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern von mindestens 2 % 

 der Einwohnerinnen und Einwohner, 
die das 14. Lebensjahr vollendet ha-
ben, unterzeichnet sein. 

(4) Der Antrag braucht nicht beraten und 
entschieden zu werden, wenn in dersel-
ben Angelegenheit innerhalb der letzten 
zwölf Monate bereits ein zulässiger An-
trag gestellt worden ist.  

(4) unverändert 

(5) Über die Zulässigkeit des Antrags von 
Einwohnerinnen und Einwohnern ent-
scheidet die Kommunalaufsichtsbehörde. 
Zulässige Anträge hat die Gemeindever-
tretung oder der zuständige Ausschuss 
unverzüglich zu beraten und zu entschei-
den.  

(5) Über die Zulässigkeit des Antrags von 
Einwohnerinnen und Einwohnern ent-
scheidet die Gemeindevertretung. Zu-
lässige Anträge hat die Gemeindevertre-
tung oder der zuständige Ausschuss un-
verzüglich zu beraten und zu entschei-
den. 

§ 16 g  
Bürgerentscheid, Bürgerbegeh-

ren  

§ 16 g  
Bürgerentscheid, Bürgerbegeh-

ren 

(1) Die Gemeindevertretung kann mit ei-
ner Mehrheit der gesetzlichen Zahl der 
Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
beschließen, dass Bürgerinnen und Bür-
ger über Selbstverwaltungsaufgaben 
selbst entscheiden (Bürgerentscheid).  

(1) unverändert 

(2) Ein Bürgerentscheid findet nicht statt 
über  

(2) unverändert 

1. Selbstverwaltungsaufgaben, die zu 
erfüllen die Gemeinde nach § 2 
Abs. 2 verpflichtet ist, soweit ihr nicht 
ein Entscheidungsspielraum zusteht,  

 

2. Angelegenheiten, über die kraft Ge-
setzes die Gemeindevertretung ent-
scheidet (§ 28 Satz 1 Nr. 1), 

 

3. die Haushaltssatzung einschließlich 
der Wirtschaftspläne der Eigenbetrie-
be sowie die kommunalen Abgaben 
und die privatrechtlichen Entgelte,  

 

4. die Jahresrechnung oder den Jahres-
abschluss der Gemeinde und den 
Jahresabschluss der Eigenbetriebe,  

 

5. die Hauptsatzung,   

6. Entscheidungen im Rahmen der Bau-
leitplanung mit Ausnahme des Auf-
stellungsbeschlusses sowie dessen 
Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
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bung,  

7. die Rechtsverhältnisse der Gemein-
devertreterinnen und -vertreter, der 
kommunalen Wahlbeamtinnen und 
-beamten und der Beschäftigten der 
Gemeinde,  

 

8. die innere Organisation der Gemein-
deverwaltung,  

 

9. Entscheidungen in Rechtsmittelver-
fahren.  

 

(3) Über Selbstverwaltungsaufgaben 
können die Bürgerinnen und Bürger einen 
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbe-
gehren). Das Bürgerbegehren muss 
schriftlich eingereicht werden und die zur 
Entscheidung zu bringende Frage, eine 
Begründung sowie eine von der zustän-
digen Verwaltung zu erarbeitende Über-
sicht über die zu erwartenden Kosten der 
verlangten Maßnahme enthalten. Das 
Bürgerbegehren muss bis zu drei Perso-
nen benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten. Bürgerin-
nen und Bürger können sich durch die 
Kommunalaufsicht insbesondere hinsicht-
lich der formalen und materiellen Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen eines Bürgerbe-
gehrens beraten lassen; Gebühren und 
Auslagen werden nicht erhoben.  

(3) Über Selbstverwaltungsaufgaben 
können die Bürgerinnen und Bürger einen 
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbe-
gehren). Das Bürgerbegehren muss 
schriftlich eingereicht werden und die zur 
Entscheidung zu bringende Frage, eine 
Begründung sowie eine von der zustän-
digen Verwaltung zu erarbeitende Über-
sicht über die zu erwartenden Kosten der 
verlangten Maßnahme enthalten. Das 
Bürgerbegehren muss bis zu drei Perso-
nen benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten. Bürgerin-
nen und Bürger können sich durch die 
Kommunalaufsichtsbehörde hinsicht-
lich der Zulässigkeitsvoraussetzungen 
eines Bürgerbegehrens beraten lassen; 
Gebühren und Auslagen werden nicht er-
hoben. 

(4) Ein Bürgerbegehren muss in Gemein-
den  

(4) Ein Bürgerbegehren muss in Gemein-
den 

- bis 8.000 Einwohner von 10 %  bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 10 %, 

- bis 45.000 Einwohner von 7,5 %  bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 9 %, 

- bis 150.000 Einwohner von 5 %  bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 8 %, 

- über 150.000 Einwohner von 4 %  bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern von mindestens 7 %, 

 bis zu 100 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 6 %, 

 bis zu 150 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 5 %, 

 mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern von mindestens 4 % 

der Bürgerinnen und Bürger unterzeich-
net sein. Die Angaben werden von der 

der Stimmberechtigten innerhalb von 
sechs Monaten unterschrieben sein. 
Die Angaben werden von der Gemeinde 
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Gemeinde geprüft.  geprüft. 

(5) Über die Zulässigkeit eines Bürgerbe-
gehrens entscheidet die Kommunalauf-
sichtsbehörde unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb von sechs Wochen nach 
Eingang. Ist die Zulässigkeit des Bürger-
begehrens festgestellt, darf bis zur Durch-
führung des Bürgerentscheids eine dem 
Begehren entgegenstehende Entschei-
dung der Gemeindeorgane nicht getroffen 
oder mit dem Vollzug einer derartigen 
Entscheidung nicht mehr begonnen wer-
den, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt 
bestehen rechtliche Verpflichtungen der 
Gemeinde hierzu. Der Bürgerentscheid 
entfällt, wenn die Gemeindevertretung 
oder der zuständige Ausschuss die 
Durchführung der mit dem Bürgerbegeh-
ren verlangten Maßnahmen in unverän-
derter Form oder in einer Form be-
schließt, die von den benannten Vertre-
tungsberechtigten gebilligt wird. Dieser 
Beschluss kann innerhalb von zwei Jah-
ren nur durch einen Bürgerentscheid ab-
geändert werden. Den Vertretungsbe-
rechtigten des Bürgerbegehrens ist Gele-
genheit zu geben, den Antrag in der Ge-
meindevertretung zu erläutern. Die Ge-
meindevertretung kann im Rahmen des 
Bürgerentscheids eine konkurrierende 
Vorlage zur Abstimmung unterbreiten.  

(5) unverändert 

(6) Wird ein Bürgerentscheid durchge-
führt, muss die Gemeinde den Bürgerin-
nen und Bürgern die Standpunkte und 
Begründungen der Gemeindevertretung 
oder des zuständigen Ausschusses und 
der Vertretungsberechtigten des Bürger-
begehrens in gleichem Umfange schrift-
lich darlegen. Mit der Abstimmungsbe-
nachrichtigung wird den Stimmberechtig-
ten eine Information zugestellt, in der der 
Abstimmungsgegenstand sowie die 
Standpunkte und Begründungen der Ge-
meindevertretung und der Vertretungsbe-
rechtigten des Bürgerbegehrens in glei-
chem Umfang dargelegt sind. Der Bür-
gerentscheid findet innerhalb von drei 
Monaten nach der Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens statt; 
bei der Terminfestsetzung sind die Ver-
tretungsberechtigten des Bürgerbegeh-
rens zu hören. Eine Verlängerung der 
Frist auf sechs Monate kann im Einver-
nehmen mit den Vertretungsberechtigten 
des Bürgerbegehrens beschlossen wer-

(6) unverändert 
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den.  

(7) Bei einem Bürgerentscheid ist die ge-
stellte Frage in dem Sinne entschieden, 
wenn sie von der Mehrheit der gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern diese 
Mehrheit in Gemeinden  

(7) Bei einem Bürgerentscheid ist die ge-
stellte Frage in dem Sinne entschieden, 
wenn sie von der Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen beantwortet 
wurde, sofern diese Mehrheit in Gemein-
den 

- bis 8.000 Einwohner mindestens 20 %  bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern mindestens 20 %, 

- bis 45.000 Einwohner mindestens 15 %  bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern mindestens 18 %, 

- bis 150.000 Einwohner mindestens 
10 %  

bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern mindestens 16 %, 

- über 150.000 Einwohner mindestens 
8 %  

bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern mindestens 14 %, 

 bis zu 100 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern mindestens 12 %, 

 bis zu 150 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern mindestens 10 %, 

 mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern mindestens 8 % 

der Stimmberechtigten beträgt.  der Stimmberechtigten beträgt. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als 
mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 1 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht wor-
den, hat die Gemeindevertretung oder 
der zuständige Ausschuss die Angele-
genheit zu entscheiden. Sollen an einem 
Tag mehrere Bürgerentscheide stattfin-
den, hat die Gemeindevertretung eine 
zusätzliche Stichfrage für den Fall zu be-
schließen, dass die gleichzeitig zur Ab-
stimmung gestellten Fragen in einer mit-
einander nicht zu vereinbarenden Art und 
Weise beantwortet werden (Stichent-
scheid). Es gilt dann die Entscheidung, 
für die sich im Stichentscheid die Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen 
ausgesprochen hat. Bei Stimmengleich-
heit im Stichentscheid gilt der Bürgerent-
scheid, dessen Frage mit der höchsten 
Stimmenzahl mehrheitlich beantwortet 
worden ist.  

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als 
mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 1 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht wor-
den, hat die Gemeindevertretung oder 
der zuständige Ausschuss die Angele-
genheit zu entscheiden. Sollen an einem 
Tag mehrere Bürgerentscheide stattfin-
den, hat die Gemeindevertretung eine 
zusätzliche Stichfrage für den Fall zu be-
schließen, dass die gleichzeitig zur Ab-
stimmung gestellten Fragen in einer mit-
einander nicht zu vereinbarenden Art und 
Weise beantwortet werden (Stichent-
scheid). Es gilt dann die Entscheidung, 
für die sich im Stichentscheid die Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen 
ausgesprochen hat. Bei Stimmengleich-
heit im Stichentscheid gilt der Bürgerent-
scheid, dessen Frage mit der höchsten 
Stimmenzahl mehrheitlich beantwortet 
worden ist. 

(8) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung 
eines Beschlusses der Gemeindevertre-
tung oder des zuständigen Ausschusses. 
Er kann innerhalb von zwei Jahren nur 
durch einen Bürgerentscheid abgeändert 
werden.  

(8) unverändert 
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(9) In einem Ortsteil i. S. § 47 a kann eine 
konsultative Bürgerbefragung durchge-
führt werden, wenn es sich um eine An-
gelegenheit handelt, für welche der Orts-
beirat zuständig ist. Soweit anwendbar, 
gelten für die Durchführung die Absätze 1 
bis 7 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass an der Bürgerbefragung nur die im 
Ortsteil wohnenden Bürgerinnen und 
Bürger teilnahmeberechtigt sind und der 
Ortsbeirat an die Stelle der Gemeindever-
tretung tritt. Ortsbeirat und Gemeindever-
tretung sind bei ihren Entscheidungen 
über den Gegenstand der Befragung an 
deren Ergebnis nicht gebunden, haben 
dieses jedoch angemessen zu berück-
sichtigen.“  

 (entfällt) 

2. In § 47 f Abs. 1 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

 2.  unverändert 

„Hierzu muss die Gemeinde über die Be-
teiligung der Einwohnerinnen und Ein-
wohner nach den §§ 16 a bis 16 f hinaus 
geeignete Verfahren entwickeln.“  

 

3. § 135 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fas-
sung:  

 3. § 135 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. die Durchführung des Einwohneran-
trags nach § 16 f und den Bürgerent-
scheids nach § 16 g,“.  

„4. die Durchführung des Einwohneran-
trags nach § 16 f und des Bürgerent-
scheids und Bürgerbegehrens nach 
§ 16 g,“. 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung  

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung 

Die Kreisordnung für Schleswig-Holstein vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 94), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.03.2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371, 380) 
wird wie folgt geändert:  

 Die Kreisordnung für Schleswig-Holstein in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 94), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 28. November 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 739), wird wie folgt geändert: 

 

1. §§ 16 a bis 16 d werden durch folgende 
§§ 16 a bis 16 g ersetzt:  

 1. §§ 16 a bis 16 d werden durch folgende 
§§ 16 a bis 16 g ersetzt: 

„§ 16 a 
Unterrichtung der Einwohne-

rinnen und Einwohner  

„§ 16 a 
Unterrichtung der Einwohne-

rinnen und Einwohner 

(1) Der Kreis muss die Einwohnerinnen 
und Einwohner über allgemein bedeut-
same Angelegenheiten des Kreises un-
terrichten und fördert das Interesse an 

 unverändert 
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der Selbstverwaltung.  

(2) Bei wichtigen Planungen und Vorha-
ben, die von dem Kreis durchgeführt wer-
den, sollen die Einwohnerinnen und Ein-
wohner möglichst frühzeitig über die 
Grundlagen, Ziele und Auswirkungen un-
terrichtet werden. Sofern dafür ein be-
sonderes Bedürfnis besteht, soll den 
Einwohnerinnen und Einwohnern allge-
mein Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
werden. Vorschriften über eine förmliche 
Beteiligung oder Anhörung bleiben unbe-
rührt.  

 

(3) Die Unterrichtung kann in den Fällen, 
in denen der Kreistag oder ein Ausschuss 
entschieden hat, durch die Person erfol-
gen, die jeweils den Vorsitz hat. In allen 
anderen Fällen unterrichtet die Landrätin 
oder der Landrat.  

 

(4) Die Rechte der Einwohnerinnen und 
Einwohner nach dem Gesetz über den 
Zugang zu Informationen der öffentlichen 
Verwaltung für das Land Schleswig-
Holstein (Informationszugangsgesetz -
IZG-SH) bleiben unberührt. 

 

§ 16 b 
Einwohnerfragestunde, Anhö-

rung  

§ 16 b 
Einwohnerfragestunde, Anhö-

rung 

(1) Der Kreistag muss bei öffentlichen 
Sitzungen Einwohnerinnen und Einwoh-
nern die Möglichkeit einräumen, Fragen 
zu Beratungsgegenständen oder anderen 
Kreisangelegenheiten zu stellen und Vor-
schläge oder Anregungen zu unterbrei-
ten. Der Kreistag kann Betroffenen die 
Rechte nach Satz 1 einräumen. Die Ein-
wohnerfragestunde ist Bestandteil der öf-
fentlichen Sitzung des Kreistages. Die 
Ausschüsse können in ihren Sitzungen 
ebenfalls eine Einwohnerfragestunde 
durchführen.  

 unverändert 

(2) Der Kreistag kann beschließen, Sach-
kundige sowie Einwohnerinnen und Ein-
wohner, die von dem Gegenstand der Be-
ratung betroffen sind, anzuhören. An der 
Beratung und Beschlussfassung in nicht-
öffentlicher Sitzung dürfen sie nicht teil-
nehmen.  

 

(3) Das Nähere regelt die Geschäftsord-
nung.  
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§ 16 c 
Hilfe bei Verwaltungsangele-

genheiten  

§ 16 c 
Hilfe bei Verwaltungsangele-

genheiten 

Die Kreise beraten im Rahmen ihrer 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkei-
ten die Einwohnerinnen und Einwohner 
und sind bei der Antragstellung für Ver-
waltungsverfahren behilflich, auch wenn 
für deren Durchführung eine andere Be-
hörde zuständig ist. Zur Rechtsberatung 
in fremden Angelegenheiten sind die 
Kreise nicht berechtigt.  

 unverändert 

§ 16 d 
Anregungen und Beschwerden  

§ 16 d 
Anregungen und Beschwerden 

Die Einwohnerinnen und Einwohner ha-
ben das Recht, sich schriftlich oder zur 
Niederschrift mit Anregungen und Be-
schwerden an den Kreistag zu wenden. 
Die Zuständigkeiten der Landrätin oder 
des Landrates werden hierdurch nicht be-
rührt. Antragstellerinnen und Antragsteller 
sind über die Stellungnahme des Kreista-
ges zu unterrichten.  

 unverändert 

§ 16 e 
Einwohnerantrag  

§ 16 e 
Einwohnerantrag 

(1) Einwohnerinnen und Einwohner; die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen beantragen, dass der Kreistag oder 
im Fall der Übertragung nach § 22 Abs. 1 
Satz 3 der zuständige Ausschuss be-
stimmte ihr oder ihm obliegende Selbst-
verwaltungsaufgaben berät und entschei-
det.  

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen beantragen, dass der Kreistag oder 
im Fall der Übertragung nach § 22 Abs. 1 
Satz 3 der zuständige Ausschuss be-
stimmte ihm obliegende Selbstverwal-
tungsaufgaben berät und entscheidet. 

(2) Der Antrag von Einwohnerinnen und 
Einwohnern muss schriftlich eingereicht 
werden. Er muss ein bestimmtes Begeh-
ren sowie eine Begründung enthalten. 
Jeder Antrag muss bis zu drei Personen 
benennen, die berechtigt sind, die Unter-
zeichnenden zu vertreten; diese sind vom 
Kreistag oder von dem zuständigen Aus-
schuss zu hören.  

(2) unverändert 

(3) Der Antrag muss von mindestens 4 % 
der Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, un-
terzeichnet sein.  

(3) Der Antrag muss in Kreisen 

 bis zu 150 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 2,5 %, 



Drucksache 18/501 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode 

 

 - 14 - 

 mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern von mindestens 2 % 

 der Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, un-
terzeichnet sein. 

(4) Der Antrag braucht nicht beraten und 
entschieden zu werden, wenn in dersel-
ben Angelegenheit innerhalb der letzten 
zwölf Monate bereits ein zulässiger An-
trag gestellt worden ist.  

(4) unverändert 

(5) Über die Zulässigkeit des Antrags von 
Einwohnerinnen und Einwohnern ent-
scheidet das Innenministerium. Zulässige 
Anträge hat der Kreistag oder der zu-
ständige Ausschuss unverzüglich zu be-
raten und zu entscheiden.  

(5) Über die Zulässigkeit des Antrags von 
Einwohnerinnen und Einwohnern ent-
scheidet der Kreistag. Zulässige Anträge 
hat der Kreistag oder der zuständige 
Ausschuss unverzüglich zu beraten und 
zu entscheiden. 

§ 16 f 
Bürgerentscheid, Bürgerbegeh-

ren  

§ 16 f 
Bürgerentscheid, Bürgerbegeh-

ren 

(1) Der Kreistag kann mit einer Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Kreistagsabge-
ordneten beschließen, dass Bürgerinnen 
und Bürger über Selbstverwaltungsauf-
gaben selbst entscheiden (Bürgerent-
scheid).  

(1) unverändert 

(2) Ein Bürgerentscheid findet nicht statt 
über  

(2) unverändert 

1. Selbstverwaltungsaufgaben, die zu 
erfüllen der Kreis nach § 2 Abs. 2 ver-
pflichtet ist, soweit ihm nicht ein Ent-
scheidungsspielraum zusteht,  

 

2. Angelegenheiten, über die kraft Ge-
setzes der Kreistag entscheidet (§ 23 
Satz 1 Nr. 1),  

 

3. die Haushaltssatzung einschließlich 
der Wirtschaftspläne der Eigenbetrie-
be sowie die kommunalen Abgaben 
und die privatrechtlichen Entgelte,  

 

4. die Jahresrechnung oder den Jahres-
abschluss des Kreises und den Jah-
resabschluss der Eigenbetriebe,  

 

5. die Hauptsatzung,   

6. die Rechtsverhältnisse der Kreistags-
abgeordneten, der kommunalen 
Wahlbeamtinnen und -beamten und 
der Beschäftigten des Kreises,  
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7. die innere Organisation der Kreisver-
waltung,  

 

8. Entscheidungen in Rechtsmittelver-
fahren.  

 

(3) Über Selbstverwaltungsaufgaben 
können die Bürgerinnen und Bürger einen 
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbe-
gehren). Das Bürgerbegehren muss 
schriftlich eingereicht werden und die zur 
Entscheidung zu bringende Frage, eine 
Begründung sowie eine von der zustän-
digen Verwaltung zu erarbeitende Über-
sicht über die zu erwartenden Kosten der 
verlangten Maßnahme enthalten. 
Das Bürgerbegehren muss bis zu drei 
Personen benennen, die berechtigt sind, 
die Unterzeichnenden zu vertreten. Bür-
gerinnen und Bürger können sich durch 
das Innenministerium insbesondere hin-
sichtlich der formalen und materiellen Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen eines Bürger-
begehrens beraten lassen; Gebühren und 
Auslagen werden nicht erhoben. 

(3) Über Selbstverwaltungsaufgaben 
können die Bürgerinnen und Bürger einen 
Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbe-
gehren). Das Bürgerbegehren muss 
schriftlich eingereicht werden und die zur 
Entscheidung zu bringende Frage, eine 
Begründung sowie eine von der zustän-
digen Verwaltung zu erarbeitende Über-
sicht über die zu erwartenden Kosten der 
verlangten Maßnahme enthalten. 
Das Bürgerbegehren muss bis zu drei 
Personen benennen, die berechtigt sind, 
die Unterzeichnenden zu vertreten. Bür-
gerinnen und Bürger können sich durch 
das Innenministerium hinsichtlich der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen eines 
Bürgerbegehrens beraten lassen; Gebüh-
ren und Auslagen werden nicht erhoben. 

(4) Ein Bürgerbegehren muss in Kreisen (4) Das Bürgerbegehren muss in Kreisen 

- bis 150 000 Einwohner von 5 % bis zu 150 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern von mindestens 5 %, 

- über 150.000 Einwohner von 4 % mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern von mindestens 4 % 

der Bürgerinnen und Bürger unterzeich-
net sein. Die Angaben werden vom Kreis 
geprüft.  

der Stimmberechtigten unterzeichnet 
sein. Die Angaben werden vom Kreis ge-
prüft. 

(5) Über die Zulässigkeit eines Bürgerbe-
gehrens entscheidet das Innenministeri-
um unverzüglich, spätestens aber inner-
halb von sechs Wochen nach Eingang. 
Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
festgestellt, darf bis zur Durchführung des 
Bürgerentscheids eine dem Begehren 
entgegenstehende Entscheidung der 
Kreisorgane nicht getroffen oder mit dem 
Vollzug einer derartigen Entscheidung 
nicht mehr begonnen werden, es sei 
denn, zu diesem Zeitpunkt bestehen 
rechtliche Verpflichtungen des Kreises 
hierzu. Der Bürgerentscheid entfällt, 
wenn der Kreistag oder der zuständige 
Ausschuss die Durchführung der mit dem 
Bürgerbegehren verlangten Maßnahmen 
in unveränderter Form oder in einer Form 
beschließt, die von den benannten Ver-
tretungsberechtigten gebilligt wird. Dieser 
Beschluss kann innerhalb von zwei Jah-

(5) unverändert 
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ren nur durch einen Bürgerentscheid ab-
geändert werden. Den Vertretungsbe-
rechtigten des Bürgerbegehrens ist Gele-
genheit zu geben, den Antrag im Kreistag 
zu erläutern. Der Kreistag kann im Rah-
men des Bürgerentscheids eine konkur-
rierende Vorlage zur Abstimmung unter-
breiten.  

(6) Wird ein Bürgerentscheid durchge-
führt, muss der Kreis den Bürgerinnen 
und Bürgern die Standpunkte und Be-
gründungen des Kreistages oder des zu-
ständigen Ausschusses und der Vertre-
tungsberechtigten des Bürgerbegehrens 
in gleichem Umfange schriftlich darlegen. 
Mit der Abstimmungsbenachrichtigung 
wird den Stimmberechtigten eine Informa-
tion zugestellt, in der der Abstimmungs-
gegenstand sowie die Standpunkte und 
Begründungen des Kreistages und der 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbe-
gehrens in gleichem Umfang dargelegt 
sind. Der Bürgerentscheid findet inner-
halb von drei Monaten nach der Ent-
scheidung über die Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens statt; bei der Termin-
festsetzung sind die Vertretungsberech-
tigten des Bürgerbegehrens zu hören. 
Eine Verlängerung der Frist auf sechs 
Monate kann im Einvernehmen mit den 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbe-
gehrens beschlossen werden. 

(6) unverändert 

(7) Bei einem Bürgerentscheid ist die ge-
stellte Frage in dem Sinne entschieden, 
wenn sie von der Mehrheit der gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern diese 
Mehrheit in Kreisen  

(7) Bei einem Bürgerentscheid ist die ge-
stellte Frage in dem Sinne entschieden, 
wenn sie von der Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen beantwortet 
wurde, sofern diese Mehrheit in Kreisen 

- bis 150 000 Einwohner mindestens 
10 %  

bis zu 150 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern mindestens 10 %, 

- über 150 000 Einwohner mindestens 
8 %  

mit mehr als 150 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern mindestens 8 % 

der Stimmberechtigten beträgt.  der Stimmberechtigten beträgt. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als 
mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 1 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht wor-
den, hat der Kreistag oder der zuständige 
Ausschuss die Angelegenheit zu ent-
scheiden. Sollen an einem Tag mehrere 
Bürgerentscheide stattfinden, hat der 
Kreistag eine zusätzliche Stichfrage für 
den Fall zu beschließen, dass die gleich-
zeitig zur Abstimmung gestellten Fragen 
in einer miteinander nicht zu vereinba-

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als 
mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 1 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht wor-
den, hat der Kreistag oder der zuständige 
Ausschuss die Angelegenheit zu ent-
scheiden. Sollen an einem Tag mehrere 
Bürgerentscheide stattfinden, hat der 
Kreistag eine zusätzliche Stichfrage für 
den Fall zu beschließen, dass die gleich-
zeitig zur Abstimmung gestellten Fragen 
in einer miteinander nicht zu vereinba-
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renden Art und Weise beantwortet wer-
den (Stichentscheid). Es gilt dann die 
Entscheidung, für die sich im Stichent-
scheid die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen ausgesprochen hat. Bei 
Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt 
der Bürgerentscheid, dessen Frage mit 
der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich 
beantwortet worden ist.  

renden Art und Weise beantwortet wer-
den (Stichentscheid). Es gilt dann die 
Entscheidung, für die sich im Stichent-
scheid die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen ausgesprochen hat. Bei 
Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt 
der Bürgerentscheid, dessen Frage mit 
der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich 
beantwortet worden ist. 

(8) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung 
eines Beschlusses des Kreistages oder 
des zuständigen Ausschusses. Er kann 
innerhalb von zwei Jahren nur durch ei-
nen Bürgerentscheid abgeändert werden. 

(8) unverändert 

 
§ 16 g 

Verwaltungshilfe 

 Die Gemeinden sind verpflichtet, den 
Kreis bei der Durchführung eines Ein-
wohnerantrags (§ 16 e) und eines Bür-
gerentscheids und Bürgerbegehrens 
(§ 16 f) im erforderlichen Umfang zu 
unterstützen. Der Kreis erstattet den 
Gemeinden die dadurch entstehenden 
sächlichen und personellen Kosten.“ 

   

2. § 73 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fas-
sung:  

 2. § 73 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Durchführung des Einwohneran-
trags nach § 16 e und des Bürgerent-
scheids und Bürgerbegehrens nach 
§ 16 f,“.  

„3. die Durchführung des Einwohneran-
trags nach § 16 e und des Bürgerent-
scheids und Bürgerbegehrens nach 
§ 16 f," 

Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung  

Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung 

Die Amtsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371) wird wie folgt 
geändert:  

 Die Amtsordnung für Schleswig-Holstein in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 28. November 2012 (GVOBl. Schl.-
H. S. 739), wird wie folgt geändert: 

In § 24 a wird die Angabe „§ 16 a (Unterrich-
tung und Beteiligung der Einwohnerinnen 
und Einwohner),“ durch folgende Angaben 
ersetzt:  

  unverändert 

„§ 16 a (Unterrichtung der Einwohnerin-
nen und Einwohner),  

 

§ 16 c (Einwohnerfragestunde, Anhö-
rung),  
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§ 16 d (Hilfe bei Verwaltungsangelegen-
heiten),  

 

§ 16 e (Anregungen und Beschwerden),“   

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit  

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

Das Gesetz über kommunale Zusammenar-
beit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. März 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 371, 382), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

In § 5 Abs. 6 wird die Angabe „§ 16 a (Unter-
richtung und Beteiligung der Einwohnerinnen 
und Einwohner),“ durch folgende Angaben 
ersetzt:  

„§ 16 a (Unterrichtung der Einwohnerin-
nen und Einwohner),  

§ 16 c (Einwohnerfragestunde, Anhö-
rung),  

§ 16 e (Anregungen und Beschwerden),“. 

  

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes  

zur Änderung kommunalver-
fassungs- und wahlrechtlicher 

Vorschriften  

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes  

zur Änderung kommunalver-
fassungs- und wahlrechtlicher 

Vorschriften 

Das Gesetz zur Änderung kommunalverfas-
sungs- und wahlrechtlicher Vorschriften vom 
22. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 371) wird 
wie folgt geändert:  

  unverändert 

Artikel 12 Nr. 4 wird gestrichen.   

 Artikel 6 
Übergangsregelung 

  Für Bürgerbegehren, die sich gegen bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gefass-
te Beschlüsse der Gemeindevertretung 
oder des Kreistages oder gegen Ent-
scheidungen richten, die aufgrund einer 
Übertragung nach § 27 Abs. 1 Satz 3 der 
Gemeindeordnung oder nach § 22 Abs. 1 
Satz 3 der Kreisordnung durch den zu-
ständigen Ausschuss getroffen wurden, 
bleiben § 16 c Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 
und 3 der Gemeindeordnung sowie § 16 c 
Abs. 3 Satz 1 und 3 der Kreisordnung in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
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kommunalverfassungs- und wahlrechtli-
cher Vorschriften vom 22. März 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 371) anwendbar, so-
weit diese durch Abstimmung bereits ab-
schließend entschieden oder deren Unzu-
lässigkeit aufgrund des Nichterreichens 
des Quorums i. S. § 16 c Abs. 4 der Ge-
meindeordnung (a. F.) oder § 16 c Abs. 4 
der Kreisordnung (a. F.)  oder Verstoß 
gegen die Anforderungen aus § 16 c 
Abs. 3 Satz 4 der Gemeindeordnung (a. F.) 
oder § 16 c Abs. 3 Satz 4 der Kreisord-
nung (a. F.) rechtskräftig festgestellt wur-
de. 

Artikel 6  
Inkrafttreten  

Artikel 7  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft.  

  unverändert 

 


